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1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1.1	� Das Land Mecklenburg-Vorpommern gewährt zur nachhal-
tigen Stabilisierung und Erhöhung der Wettbewerbsfähig-
keit der gewerblichen Unternehmen sowie der Beschäfti-
gung und des Wachstums in Mecklenburg-Vorpommern 
Zuwendungen zur Förderung von Forschung, Entwicklung 
und Innovation für: 

	 –	� Forschungs- und Entwicklungsvorhaben (als einzelbe-
triebliche und Verbundvorhaben),

	 –	 Durchführbarkeitsstudien,

	 –	 Anmeldung von Schutzrechten,

	 –	� Innovationsberatungsdienste und innovationsunterstüt-
zende Dienstleistungen und

	 –	 Prozessinnovationen.

1.2	� Die Gewährung der Zuwendungen erfolgt nach Maßgabe 
dieser Verwaltungsvorschrift sowie auf Grundlage

	 –	� der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpom-
mern und der dazugehörigen Verwaltungsvorschriften, 
insbesondere des § 44,

	 –	� der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission 
vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit 
bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnen-
markt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Ver-
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(ABl. L 187 vom 26.6.2014, S. 1),

	 –	� der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit 
gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen 
Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländli-
chen Raums und den Europäischen Meeres- und Fi
schereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen 
über den Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsions-
fonds und den Europäischen Meeres- und Fischerei
fonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG)  
Nr. 1083/2006 des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013, 
S. 320),

	 –	� der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 480/2014 der 
Kommission vom 3. März 2014 zur Ergänzung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parla-
ments und des Rates mit gemeinsamen Bestimmungen 
über den Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsions-
fonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums und den Europäi-
schen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemei-
nen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, 
den Kohäsionsfonds und den Europäischen Meeres- 
und Fischereifonds (ABl. L 138 vom 13.5.2014, S. 5),

	 –	 �der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 821/2014 der 
Kommission vom 28. Juli 2014 mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der 
Einzelheiten betreffend die Übertragung und Verwal-
tung von Programmbeiträgen, die Berichterstattung über 
Finanzinstrumente, die technischen Merkmale der Infor-
mations- und Kommunikationsmaßnahmen für Vorha-
ben und das System zur Aufzeichnung und Speicherung 
von Daten (ABl. L 223 vom 29.7.2014, S. 7) und

	 –	� des durch die Kommission am 29. Oktober 2014 geneh-
migten Operationellen Programms für den Europäi-
schen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) in 
Mecklenburg-Vorpommern in der Förderperiode 2014 
bis 2020 einschließlich der Rechtsvorschriften der 
Europäischen Union für die Durchführung der Struk-
turfondsinterventionen.

1.3	� Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zu
wendung besteht nicht. Die bewilligende Stelle entscheidet 
über die Förderfähigkeit von Vorhaben aufgrund ihres 
pflichtgemäßen Ermessens und im Rahmen der verfügba-
ren Haushaltsmittel.

1.4	� Für Zwecke dieser Verwaltungsvorschrift gelten die Be
griffsbestimmungen gemäß Anlage 1. Soweit diese Verwal-
tungsvorschrift nichts anderes bestimmt, gelten die Be
griffsbestimmungen gemäß Artikel 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014.

2	 Zuwendungsempfänger

2.1	� Antragsberechtigt sind kleine, mittlere und große Unter-
nehmen der gewerblichen Wirtschaft mit Betriebsstätte 
oder Niederlassung in Mecklenburg-Vorpommern.

Richtlinie zur Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Wirtschaft, Bau und Tourismus

Vom 10. April 2015 – V 310 - 630-00008-2013/070 – 

VV Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 630 - 286

Das Ministerium für Wirtschaft, Bau und Tourismus erlässt im Einvernehmen mit dem Finanzministerium und nach Anhörung des 
Landesrechnungshofes folgende Verwaltungsvorschrift:

Anl. 1
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2.2	� Antragsberechtigt sind die Hochschulen des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern sowie gemeinnützige Forschungs-
einrichtungen mit Sitz oder Niederlassung in Mecklenburg-
Vorpommern, deren Hauptaufgabe darin besteht, unabhän-
gige Grundlagenforschung, industrielle Forschung oder 
experimentelle Entwicklung im Sinne von Anlage 2 zu 
betreiben oder die Ergebnisse solcher Tätigkeiten durch 
Lehre, Veröffentlichung oder Wissenstransfer zu verbrei-
ten. Einrichtungen im Sinne von Satz 1 werden im Rahmen 
dieser Verwaltungsvorschrift als Forschungseinrichtungen 
bezeichnet.

	� Forschungseinrichtungen, die sowohl wirtschaftliche als 
auch nichtwirtschaftliche Tätigkeiten ausüben, müssen für 
ihre Kosten, Finanzierung und Erlöse für jede Art der Tätig-
keit getrennte Bücher nach einheitlich angewandten und 
sachlich zu rechtfertigenden Kostenrechnungsgrundsätzen 
führen. Der Nachweis der korrekten Zuordnung der Kosten, 
Finanzierung und Erlöse kann im Jahresabschluss der betref-
fenden Einrichtung geführt werden. Forschungseinrichtun-
gen können grundsätzlich nur im Rahmen eines Verbundvor-
habens mit einem Unternehmen sowie für die Durchführung 
von Innovationsberatungsdiensten und/oder innovationsun-
terstützenden Dienstleistungen gefördert werden.

2.3	� Diese Verwaltungsvorschrift gilt nicht für Zuwendungen 
für Unternehmen in Schwierigkeiten.

3	 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen

3.1	� Die Fördermöglichkeiten des Zentralen Innovationspro-
gramms Mittelstand sollen vorrangig genutzt werden.

3.2	� Antragsteller müssen über eine Betriebsstätte oder Nieder-
lassung in Mecklenburg-Vorpommern verfügen. Die Be
triebsstätte oder Niederlassung muss bei Vorhabensbeginn 
die erforderlichen Voraussetzungen erfüllen, um eine er
folgreiche Durchführung des Vorhabens zu gewährleisten. 
Das Vorhaben muss überwiegend in Mecklenburg-Vorpom-
mern durchgeführt werden.

3.3	� Der Antragsteller hat die gesicherte Finanzierung seines 
Eigenanteils am Vorhaben nachzuweisen.

3.4	� Diese Verwaltungsvorschrift gilt nur für Zuwendungen, die 
einen Anreizeffekt aufweisen. Die Zuwendung hat einen 
Anreizeffekt, wenn der Zuwendungsempfänger vor Beginn 
der Arbeiten für das Vorhaben einen schriftlichen formge-
bundenen Zuwendungsantrag bei der bewilligenden Stelle 
gestellt hat und mit dem Vorhaben nicht begonnen wurde, 
bevor die bewilligende Stelle den Eingang des Antrags 
schriftlich bestätigt hat.

	� Als Vorhabensbeginn gilt die Aufnahme von Arbeiten, wel-
che dem beantragten Vorhaben zuzuordnen und nicht ledig-
lich als vorbereitende Arbeiten einzustufen sind. Der 
Abschluss eines der Ausführung des Vorhabens zuzurech-
nenden Liefer- und Leistungsvertrages ist grundsätzlich als 
Vorhabensbeginn zu werten. Als vorbereitende Arbeiten 
gelten das Einholen von Angeboten, Recherchen und die 
Erstellung der Projektplanung. Vorbereitende Arbeiten sind 
nicht zuwendungsfähig.

3.5	� Zuwendungen werden nur für Vorhaben gewährt, deren 
Ergebnisse in der Bundesrepublik Deutschland oder dem 
Europäischen Wirtschaftsraum genutzt und verwertet wer-
den.

3.6	� Zuwendungen werden nur für Vorhaben gewährt, die auch 
förderwürdig sind.

	� Vorhaben sind förderwürdig, wenn die Schaffung zusätzli-
cher oder die Sicherung bestehender nachhaltiger und 
attraktiver Arbeitsplätze in Aussicht gestellt wird. Dies gilt 
in besonderem Maße für Unternehmen, die Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben als Verbundvorhaben durch-
führen. Bei der Entscheidung über die Förderwürdigkeit 
kann auch der Erfolg bisher geförderter Vorhaben des 
Antragstellers berücksichtigt werden.

3.7	� Anträge, deren Zuwendungssumme 15 000 Euro voraus-
sichtlich nicht überschreitet, werden nicht bewilligt (Baga-
tellgrenze).

3.8	� Zuwendungen an Unternehmen dürfen nicht gewährt wer-
den, solange das Unternehmen einer bestandskräftigen 
Rückforderungsanordnung nicht nachgekommen ist.

3.9	� Zuwendungen werden nicht für solche Vorhaben gewährt, 
die gentechnische Verfahren oder Methoden im Bereich der 
grünen Gentechnik oder der Tierzucht zum Gegenstand 
haben oder der Qualzucht von Tieren im Sinne von § 11b 
Absatz 1 des Tierschutzgesetzes zugeordnet werden kön-
nen.

4	 Förderprogramme

4.1	� Forschungs- und Entwicklungsvorhaben (als einzelbetrieb-
liche und Verbundvorhaben)

4.1.1	 Gegenstand der Förderung, Zuwendungsempfänger

	� Zuwendungen können für Forschungs- und Entwicklungs-
vorhaben in den Kategorien industrielle Forschung und 
experimentelle Entwicklung gewährt werden. Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben können durchgeführt werden 
als

	 a)	� einzelbetriebliches Vorhaben eines Unternehmens 
oder

	 b)	� Verbundvorhaben zwischen einem Unternehmen und 
einer oder mehreren Forschungseinrichtungen, die 
wirksam zusammenarbeiten.

4.1.2	 Zuwendungsvoraussetzungen

	 a)	� Der geförderte Teil des Forschungs- und Entwicklungs-
vorhabens muss vollständig einer oder mehreren der 
folgenden Kategorien gemäß Anlage 2 zuzuordnen 
sein:

		  –	 Industrielle Forschung,

		  –	 Experimentelle Entwicklung.

Anl. 2
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	 b)	� Forschungs- und Entwicklungsvorhaben müssen in 
ihrer Umsetzung durch ein technisches Risiko gekenn-
zeichnet sein.

	 c)	� Die Ergebnisse des Vorhabens müssen geeignet sein, zu 
einer Steigerung der unternehmensbezogenen und/oder 
regionalen Wertschöpfung und Beschäftigung beizutra-
gen und eine begründete Aussicht auf Verwertung und 
wirtschaftlichen Erfolg erwarten lassen.

	 d)	� Bei Verbundvorhaben muss das Teilprojekt der For-
schungseinrichtung jeweils mindestens 10 Prozent des 
Projektvolumens des Gesamtvorhabens umfassen. Ins-
gesamt darf das Projektvolumen der Forschungs
einrichtung/Forschungseinrichtungen jedoch maximal 
75 Prozent des Teilvorhabens des Unternehmens oder 
3/7 am Gesamtvorhaben betragen.

	 e)	� Die Forschungseinrichtungen müssen zudem berech-
tigt sein, ihre eigenen Forschungsergebnisse zu veröf-
fentlichen.

	 f)	� Die Forschungseinrichtungen sind verpflichtet, die 
Forschungsergebnisse des Teilvorhabens der For-
schungseinrichtung, für die keine eigenen Rechte des 
geistigen Eigentums begründet werden, durch Veröf-
fentlichung europaweit, diskriminierungsfrei zu ver-
breiten.

4.1.3	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen

	 a)	� Die Förderung erfolgt im Wege einer zweckgebunde-
nen Projektförderung als Anteilfinanzierung durch 
Gewährung einer Zuwendung in Form eines nicht rück-
zahlbaren Zuschusses.

	 b)	� Die Zuwendungsintensität für das am Vorhaben betei-
ligte Unternehmen darf folgende Sätze nicht über-
schreiten:

		  –	� 50 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben für 
industrielle Forschung und

		  –	� 25 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben für 
experimentelle Entwicklung.

		�  Die Zuwendungsintensitäten werden wie folgt auf 
maximal 80 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben 
erhöht:

		  –	� um 10 Prozentpunkte bei mittleren Unternehmen 
und um 20  Prozentpunkte bei kleinen Unterneh-
men und

		  –	� um weitere 15 Prozentpunkte, wenn das Vorhaben 
eine wirksame Zusammenarbeit zwischen einem 
Unternehmen und einer oder mehreren Forschungs-
einrichtungen beinhaltet.

	 c)	� Die Zuwendungsintensität kann bei Forschungsein-
richtungen bis zu 100 Prozent betragen, wenn es sich 
bei der Zuwendung um keine staatliche Beihilfe gemäß 

Artikel 107 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (ABl. C 326 vom 26.10.2012, 
S. 47) handelt und keine mittelbare staatliche Beihilfe 
an am Verbundvorhaben beteiligte Unternehmen vor-
liegt.

	 d)	� Die Höhe der Zuwendung darf in der Regel 1 500 000 Eu
ro bei einzelbetrieblichen Vorhaben und im Falle von Ver-
bundvorhaben 2 000 000 Euro für das Gesamtvorhaben 
nicht übersteigen.

	 e)	� Zuwendungsfähig sind Instrumente und Ausrüstung 
der am Vorhaben beteiligten Verbundpartner ab einem 
Wert von jeweils 25 000 Euro, soweit und solange sie 
für das Vorhaben genutzt werden. Wenn diese Instru-
mente und Ausrüstungen nicht während ihrer gesamten 
Lebensdauer für das Vorhaben verwendet werden, gilt 
nur die nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buch-
führung ermittelte Wertminderung während der Nut-
zung im Vorhaben als zuwendungsfähig.

	 f)	� Zuwendungsfähig sind Personalausgaben des am Vor-
haben beteiligten Unternehmens für Forscher, Techni-
ker und sonstiges Personal, soweit diese für das Vorha-
ben eingesetzt werden. Die Personalausgaben werden 
pauschal in Form von qualifikationsabhängigen Stun-
densätzen als standardisierte Einheitskosten für die 
Qualifikationsstufen

		  –	 Facharbeiter,

		  –	 Techniker, Meister, Bachelor,

		  –	 Diplomingenieure, Master,

		  –	 Professoren, promovierte Akademiker

		  berücksichtigt.

		�  Am Vorhaben beteiligte Geschäftsführer werden auf-
grund ihrer Verantwortung für das Vorhaben in die 
Stufe des höchstqualifizierten Mitarbeiters im Vorha-
ben eingeordnet.

		�  Die Anpassung der Stundensätze erfolgt jährlich ent-
sprechend der vom Bundesamt für Statistik veröffent-
lichten Tarifsteigerung im Bereich des verarbeitenden 
Gewerbes (aktuell: WZ 2008 - C – verarbeitendes 
Gewerbe) in der jeweils gültigen Fassung. Die zum 
Zeitpunkt der Zuwendungsentscheidung geltenden 
Stundensätze werden für die Dauer der Projektlaufzeit 
anerkannt. Die jeweils gültigen Stundensätze werden 
auf der Homepage der TBI Technologie-Beratungs-
Institut GmbH (www.tbi-mv.de) veröffentlicht.

		�  Für die am Vorhaben beteiligten Mitarbeiter können bei 
Vollbeschäftigung bis zu 143 produktive Stunden pro 
Monat (maximal 1 720 Stunden pro Jahr) abgerechnet 
werden. In Teilzeit angestellte Beschäftigte werden 
anteilig berücksichtigt. Für am Vorhaben beteiligte 
Geschäftsführer sind grundsätzlich nicht mehr als 70 
produktive Stunden pro Monat zuwendungsfähig. Die 
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geleisteten Stunden sind durch Stunden- und Tätig-
keitsnachweise zu belegen.

		�  Auf die Personalausgaben wird ein Pauschalsatz für 
projektbezogene Gemeinkosten von 25 Prozent ge
währt.

	 g)	� Zuwendungsfähig sind Ausgaben des am Vorhaben 
beteiligten Unternehmens für Auftragsforschung und 
technisches Wissen von Dritten. Die Leistungen müs-
sen ausschließlich für das Vorhaben genutzt werden. 
Diese Ausgaben dürfen die Höhe der eigenen Personal-
ausgaben zuzüglich der projektbezogenen Gemeinkos-
ten nicht überschreiten.

	 h)	� Zuwendungsfähig sind sonstige Ausgaben des am Vor-
haben beteiligten Unternehmens für Material zur 
Erstellung des Prototypen und dessen Erprobung 
(jedoch keine üblichen Verbrauchsmaterialien) und all-
gemeine Dienstleistungen ab einem Artikel- oder Auf-
tragswert von 1 000 Euro, die unmittelbar durch das 
Vorhaben entstehen. Unter allgemeinen Dienstleistun-
gen werden beispielsweise die Miete von Gegenstän-
den, Softwarelizenzen, Bauteilfertigungen, Bauteilprü-
fungen oder Zertifizierungskosten verstanden.

	 i)	� Zuwendungsfähig sind Personalausgaben der am Vor-
haben beteiligten Forschungseinrichtungen für For-
scher, Techniker und sonstiges Personal, soweit diese 
für das Vorhaben eingesetzt werden. Die Personalaus-
gaben werden pauschal in Form von qualifikationsab-
hängigen Stundensätzen als standardisierte Einheits-
kosten für die Qualifikationsstufen gemäß Anlage 5 
berücksichtigt.

		�  Die jeweils gültigen Stundensätze werden auf der 
Homepage der TBI GmbH (www.tbi-mv.de) veröffent-
licht. Die zum Zeitpunkt der Zuwendungsentscheidung 
geltenden Stundensätze werden für die Dauer der Pro-
jektlaufzeit anerkannt.

		�  Für die am Vorhaben beteiligten Mitarbeiter können bei 
Vollbeschäftigung bis zu 143 Stunden pro Monat 
(maximal 1 720 Stunden pro Jahr) abgerechnet werden. 
In Teilzeit angestellte Beschäftigte werden anteilig 
berücksichtigt. Die geleisteten Stunden sind durch 
Stunden- und Tätigkeitsnachweise zu belegen.

		�  Auf die Personalausgaben wird ein Pauschalsatz für pro-
jektbezogene Gemeinkosten von 25 Prozent gewährt.

	 j)	� Ausgaben der am Vorhaben beteiligten Forschungsein-
richtungen für Technisches Wissen von Dritten sind in 
begründeten Ausnahmefällen zuwendungsfähig, soweit 
sie ausschließlich für die Erfüllung des Teilzieles der 
Forschungseinrichtung erforderlich sind.

	 k)	� Es sind nur die Ausgaben der am Vorhaben beteiligten 
Forschungseinrichtungen zuwendungsfähig, die durch 
das Vorhaben zusätzlich verursacht werden und nicht 
bereits durch eine Grundfinanzierung oder andere 
öffentliche Mittel abgedeckt sind. 

	 l)	� Die zuwendungsfähigen Ausgaben sowie die Zuwen-
dungshöchstintensitäten sind in den Anlagen 3 und 4 
dargestellt.

4.2	 Durchführbarkeitsstudien

4.2.1	 Gegenstand der Förderung, Zuwendungsempfänger

	� Zuwendungen können für Durchführbarkeitsstudien von 
Unternehmen gewährt werden, die zur Bewertung und Ana-
lyse des Potenzials eines Vorhabens mit dem Ziel durchge-
führt werden, die Entscheidungsfindung durch objektive und 
rationale Darlegung seiner Stärken und Schwächen sowie 
der mit ihm verbundenen Möglichkeiten und Gefahren zu 
erleichtern und festzustellen, welche Ressourcen für seine 
Durchführung erforderlich wären und welche technischen 
und wirtschaftlichen Erfolgsaussichten das Vorhaben hätte. 
Dabei sollen auch ökologische Aspekte Beachtung finden.

4.2.2	 Zuwendungsvoraussetzungen

	� Zuwendungen für Durchführbarkeitsstudien können ge
währt werden, wenn

	 a)	� die Studie der Vorbereitung von Forschungs- und Ent-
wicklungstätigkeiten dient,

	 b)	� zu erwarten ist, dass sie die Grundlage für innovative 
und marktfähige Produkte von Unternehmen mit einer 
Betriebsstätte oder Niederlassung in Mecklenburg-
Vorpommern schaffen und

	 c)	� der Ersteller der Studie einen geeigneten Nachweis zur 
Darstellung seiner für die Erarbeitung der Studie erfor-
derlichen Qualifikation erbracht hat. Geeignete Nach-
weise können Zeugnisse und Urkunden, Zertifikate 
oder Referenzen in dem betreffenden Fachgebiet sein.

4.2.3	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen

	 a)	� Die Förderung erfolgt im Wege einer zweckgebunde-
nen Projektförderung als Anteilfinanzierung durch 
Gewährung einer Zuwendung in Form eines nicht rück-
zahlbaren Zuschusses.

	 b)	� Die Zuwendungsintensität darf 40 Prozent der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben der Durchführbarkeitsstudie 
nicht überschreiten.

		�  Die Zuwendungsintensität wird bei mittleren Unter-
nehmen um 10 Prozentpunkte und bei kleinen Unter-
nehmen um 20 Prozentpunkte erhöht.

	 c)	� Die Höhe der Zuwendung darf 100 000 Euro nicht 
übersteigen.

	 d)	� Zuwendungsfähig sind nach Nummer 4.1.3 Buch
stabe  f Personalausgaben für Mitarbeiter des Antrag 
stellenden Unternehmens, soweit diese an der Erstel-
lung der Studie mitwirken. Auf die Personalausgaben 
wird ein Pauschalsatz für projektbezogene Gemeinkos-
ten von 25 Prozent gewährt.

Anl. 5

Anl. 3 u. 4
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	 e)	� Zuwendungsfähig sind Ausgaben für die Einbezie-
hung externer Sachverständiger zur Erstellung der 
Studie.

	 f)	� Die zuwendungsfähigen Ausgaben sowie die Zuwen-
dungshöchstintensitäten sind in den Anlagen 3 und 4 
dargestellt.

4.3	 Anmeldung von Schutzrechten

4.3.1	 Gegenstand der Förderung, Zuwendungsempfänger

	� Zuwendungen an kleine und mittlere Unternehmen können 
für die Erlangung von Patenten gewährt werden.

4.3.2	 Zuwendungsvoraussetzungen

	� Zuwendungen für die Erlangung von Patenten können 
gewährt werden, wenn

	 a)	� die Erfindung in einer Anmeldeschrift hinreichend 
konkretisiert ist,

	 b)	� die Erfindung in Verbindung mit verbesserten Produk-
ten, Verfahren oder Dienstleistungen steht und

	 c)	� das Vorhaben auf der Grundlage eines zu erstellenden 
Verwertungsplans durch wirtschaftliche Erfolgsaus-
sichten gekennzeichnet ist.

	� Zuwendungen für die Erlangung von Patenten können nicht 
gewährt werden, wenn diese

	 –	 Gene und Teile des menschlichen Körpers,

	 –	 Saatgut, Pflanzen und Tiere,

	 –	� Mikroorganismen (Bakterien, Pilze, Viren, Archea, 
Protozoen) an sich,

	 –	� Erzeugnisse aus konventioneller Zucht, aus herkömm-
lichen Zuchtverfahren sowie aus der Präzisionszucht 
(SMART Breeding) oder

	 –	� Zuchtmaterial, das bei der konventionellen Zucht ein-
gesetzt wird,

	 zum Gegenstand haben.

4.3.3	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen

	 a)	� Die Förderung erfolgt im Wege einer zweckgebunde-
nen Projektförderung als Anteilfinanzierung durch 
Gewährung einer Zuwendung in Form eines nicht rück-
zahlbaren Zuschusses.

	 b)	� Die Zuwendungsintensität darf 50 Prozent der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben nicht überschreiten.

	 c)	� Die Höhe der Zuwendung darf 50 000 Euro nicht über-
steigen.

	 d)	� Zuwendungsfähig sind Anwaltskosten, Patentgebühren 
(Amtsgebühren), Übersetzungen und Recherchen für 
die Anmeldung von internationalen Patenten. Ausga-
ben für die Aufrechterhaltung von Schutzrechten sind 
nicht zuwendungsfähig.

	 e)	� Die zuwendungsfähigen Ausgaben sowie die Zuwen-
dungshöchstintensitäten sind in den Anlagen 3 und 4 
dargestellt.

4.4	� Innovationsberatungsdienste und innovationsunterstützen-
de Dienstleistungen

4.4.1	 Gegenstand der Förderung, Zuwendungsempfänger

	 a)	� Zuwendungen für Innovationsberatungsdienste und 
innovationsunterstützende Dienstleistungen können für 
Forschungseinrichtungen, kleine und mittlere Unter-
nehmen gewährt werden.

	 b)	� Innovationsberatungsdienste umfassen die Beratung, 
Unterstützung und Schulung im Bereich des technolo-
gischen Wissenstransfers einschließlich der Verbes
serung der Ressourceneffizienz und Umweltverträg-
lichkeit und die Einführung aktueller Ergebnisse der 
Grundlagenforschung, der industriellen Forschung und 
der experimentellen Entwicklung von Forschungsein-
richtungen.

	 c)	� Innovationsunterstützende Dienstleistungen umfassen 
die Bereitstellung von Laboratorien sowie Tests und 
Zertifizierung zum Zweck der Entwicklung innovativer 
Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen.

	 d)	� Antragsteller und Empfänger der Zuwendung ist der 
Anbieter der Dienstleistung. Von der Zuwendung 
Begünstigte sind kleine und mittlere Unternehmen, die 
die Dienstleistung in Anspruch nehmen. Sie erhalten 
durch den Dienstleister einen Preisnachlass in Höhe 
des gewährten Fördersatzes auf die erbrachte und in 
Rechnung gestellte Dienstleistung.

4.4.2	 Zuwendungsvoraussetzungen

	� Zuwendungen für Innovationsberatungsdienste und inno-
vationsunterstützende Dienstleistungen können gewährt 
werden, wenn

	 a)	� der Erbringer der Innovationsberatungsdienste und 
innovationsunterstützenden Dienstleistungen über die 
erforderliche Qualifizierung verfügt. Diese ist anhand 
aussagekräftiger Unterlagen nachzuweisen.

	 b)	� die angebotene Leistung dem Ziel der Einführung von 
Technologien zum Zweck der Entwicklung innovativer 
Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen dient,

	 c)	� der Antrag durch den Anbieter der Innovationsbera-
tungsdienste und innovationsunterstützenden Dienst-
leistung gestellt wird.
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4.4.3	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen

	 a)	� Die Förderung erfolgt im Wege einer zweckgebunde-
nen Projektförderung als Anteilfinanzierung durch 
Gewährung einer Zuwendung in Form eines nicht rück-
zahlbaren Zuschusses.

	 b)	� Die Zuwendungsintensität darf 50 Prozent der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben der angebotenen Leistung 
nicht überschreiten.

	 c)	� Die Höhe der Zuwendung darf 200 000 Euro innerhalb 
von drei Jahren nicht übersteigen.

	 d)	� Zuwendungsfähig sind Personalausgaben nach Num-
mer 4.1.3 Buchstabe f oder Nummer 4.1.3 Buchstabe i, 
die für die Erbringung der Leistung erforderlich sind. 
Auf die Personalausgaben wird ein Pauschalsatz für 
projektbezogene Gemeinkosten von 25 Prozent ge
währt.

	 e)	� Zuwendungsfähig sind Ausgaben für die Nutzung von 
Laboratorien, Maschinen und Anlagen für die Durch-
führung von Tests einschließlich der erforderlichen 
Testmaterialien.

	 f)	� Die zuwendungsfähigen Ausgaben sowie die Zuwen-
dungshöchstintensitäten sind in den Anlagen 3 und 4 
dargestellt.

4.5	 Prozessinnovationen

4.5.1	 Gegenstand der Förderung, Zuwendungsempfänger

	 a)	� Zuwendungen können Unternehmen des verarbeiten-
den Gewerbes für Prozessinnovationen gewährt wer-
den, die die Anwendung einer neuen oder wesentlich 
verbesserten Methode für die Produktion oder die 
Erbringung von Leistungen (einschließlich wesentli-
cher Änderungen bei den Techniken, den Ausrüstungen 
oder der Software) zum Inhalt haben.

		�  Die Zuwendung soll die Wirksamkeit der Prozessinno-
vation und somit die Leistungsfähigkeit des Unterneh-
mens stärken und die Umsetzung der Prozessinnovati-
on in Pilot- oder Demonstrationsprojekten unterstüt-
zen.

	 b)	� Zuwendungen für Prozessinnovationen können für 
große Unternehmen nur gewährt werden, wenn diese 
bei der geförderten Tätigkeit tatsächlich mit kleinen 
oder mittleren Unternehmen zusammenarbeiten und 
die beteiligten kleinen oder mittleren Unternehmen 
mindestens 30 Prozent der gesamten zuwendungsfähi-
gen Kosten tragen.

	 c)	� Zuwendungen können gewährt werden für die Planung, 
den Entwurf und die demonstrative Umsetzung

		  –	� der Anwendung moderner Informations- und Kom-
munikationstechnologien, mit deren Einführung 
eine neue oder wesentlich verbesserte Methodik für 

die Produktion oder Erbringung von Leistungen 
verbunden ist,

		  –	� der Einführung neuer oder wesentlich verbesserter 
Technologien in den Produktionsprozess.

	 d)	� Geringfügige Änderungen oder Verbesserungen, der 
Ausbau der Produktions- oder Dienstleistungskapazi-
täten durch zusätzliche Herstellungs- oder Logistiksys-
teme, die den bereits verwendeten sehr ähnlich sind, 
die Einstellung eines Arbeitsablaufs, einfache Ersatz- 
oder Erweiterungsinvestitionen, Änderungen, die sich 
allein aus Veränderungen bei den Faktorpreisen erge-
ben, neue Kundenausrichtung, Lokalisierung, regelmä-
ßige, saisonale und sonstige zyklische Veränderungen 
sowie der Handel mit neuen oder erheblich verbesser-
ten Produkten stellen keine Prozessinnovationen dar 
und sind nicht zuwendungsfähig.

4.5.2	 Zuwendungsvoraussetzungen

	� Zuwendungen können unter den nachfolgend genannten 
Voraussetzungen gewährt werden:

	 a)	� die angestrebte Prozessinnovation hebt sich wesentlich 
von den bisher im Unternehmen vorhandenen und 
angewandten Verfahren und Technologien ab,

	 b)	� das Vorhaben ist technisch und organisatorisch an
spruchsvoll und

	 c)	� durch die einzuführenden Technologien wird die Leis-
tungsfähigkeit (z. B. Einsparung von Ressourcen, Ver-
besserung von Fertigungs- oder Produktparametern) 
erheblich gesteigert.

4.5.3	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen

	 a)	� Die Förderung erfolgt im Wege einer zweckgebunde-
nen Projektförderung als Anteilfinanzierung durch 
Gewährung einer Zuwendung in Form eines nicht rück-
zahlbaren Zuschusses.

	 b)	� Die Zuwendungsintensität darf für kleine und mittlere 
Unternehmen 50 Prozent und für große Unternehmen 
15 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben nicht 
überschreiten.

	 c)	� Die Höhe der Zuwendung darf 200 000 Euro pro Unter-
nehmen nicht übersteigen.

	 d)	� Zuwendungsfähig sind nach Nummer 4.1.3 Buch
stabe f Personalausgaben für Mitarbeiter, soweit diese 
für das Vorhaben eingesetzt werden. Auf die Personal-
ausgaben wird ein Pauschalsatz für projektbezogene 
Gemeinkosten von 25 Prozent gewährt.

	 e)	� Zuwendungsfähig sind Ausgaben für Auftragsfor-
schung und technisches Wissen von Dritten nach Num-
mer 4.1.3 Buchstabe g sowie sonstige Ausgaben für 
Material ab einem Artikelwert von 1 000 Euro, die 
unmittelbar durch das Vorhaben entstehen.
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	 f)	� Die zuwendungsfähigen Ausgaben sowie die Zuwen-
dungshöchstintensitäten sind in den Anlagen 3 und 4 
dargestellt.

5	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

5.1	� Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung (ANBest-P)

	� Die Regelungen der Anlage 2 der Verwaltungsvorschriften 
zu § 44 der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vor-
pommern (VV Nr. 51 - ANBest-P) finden Anwendung, 
soweit in dieser Verwaltungsvorschrift oder in dem durch 
die bewilligende Stelle erlassenen Zuwendungsbescheid 
nicht etwas anderes bestimmt wird.

5.2	 Zweckbindung

5.2.1	� Über Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungs-
zwecks erworben oder hergestellt werden, darf vor Ablauf 
der Zweckbindungsfrist nicht anderweitig verfügt werden.

5.2.2	� Die Zweckbindungsfrist beträgt grundsätzlich für kleine 
und mittlere Unternehmen drei Jahre und für große Unter-
nehmen und Forschungseinrichtungen fünf Jahre.

5.2.3	� Die Zweckbindungsfrist beginnt ab Abschlusszahlung an 
den Zuwendungsempfänger.

5.2.4	� In begründeten Einzelfällen kann die bewilligende Stelle 
von den Regelungen zur Zweckbindung abweichen.

5.3	 Vergabe von Aufträgen

5.3.1	� Für die Vergabe von Aufträgen durch öffentliche Auftrag-
geber sind die Bestimmungen der europäischen Vergabe-
richtlinien, des Vierten Teils des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen, der einschlägigen Vergabeordnun-
gen und des Vergabegesetzes Mecklenburg-Vorpommern 
maßgeblich.

5.3.2	� Abweichend von Nummer 3.1 der ANBest-P ist die Verga-
be von Aufträgen durch private Auftraggeber für die nach-
folgend genannten Fälle von der Anwendung der vergabe-
rechtlichen Bestimmungen befreit:

	 a)	� für Zuwendungen unter 100 000 Euro (Gesamtbetrag 
bei mehreren Zuwendungsgebern),

	 b)	� für Zuwendungen ab einer Höhe von 100 000 Euro 
(Gesamtbetrag bei mehreren Zuwendungsgebern), 
wenn es sich um einen Auftrag mit einem Auftragswert 
unterhalb des EU-Schwellenwertes (unterschwellige 
Vergaben) handelt,

	 c)	� für Zuwendungen ab einer Höhe von 100 000 Euro 
(Gesamtbetrag bei mehreren Zuwendungsgebern) auch 
oberhalb des EU-Schwellenwertes, wenn der Zuwen-
dungsempfänger mehr als 50 Prozent der zuwendungs-
fähigen Ausgaben des Vorhabens aus eigenen Mitteln 
trägt.

5.3.3	� Für Leistungen, die von dem die Zuwendung empfangen-
den Unternehmen an ein anderes mit ihm verbundenes, 
verpartnertes oder über natürliche Personen verflochtenes 
Unternehmen vergeben werden sollen, sind durch den pri-
vaten Auftraggeber grundsätzlich die Bestimmungen 
gemäß Nummer 5.3.1 anzuwenden.

5.4	 Einnahmen durch kommerzielle Nutzung

5.4.1	� Einnahmen, die ein Unternehmen im Rahmen eines Vorha-
bens innerhalb des Projektzeitraumes durch kommerzielle 
Nutzung von Teilergebnissen erzielt, sind von den zuwen-
dungsfähigen Ausgaben abzuziehen.

5.4.2	� Für kommerziell genutzte Prototypen sind die Einnahmen 
innerhalb der Zweckbindungsdauer von den zuwendungs-
fähigen Ausgaben abzuziehen.

5.5	 Kumulation

	� Eine Kumulation mit anderen öffentlichen Förderungen ist 
nur bis zu der in dieser Verwaltungsvorschrift jeweils 
genannten maximalen Höhe der Zuwendungen zulässig. Im 
Rahmen der Antragstellung sind alle erhaltenen und bean-
tragten öffentlichen Förderungen für das Vorhaben anzu-
zeigen.

5.6	 Datenschutz

5.6.1	� Mit Einreichen des Zuwendungsantrags berechtigt der 
Antragsteller die bewilligende Stelle, alle Daten auf Daten-
trägern zu speichern und für Zwecke der Statistik und der 
Erfolgskontrolle über die Wirksamkeit des Förderpro-
gramms auszuwerten sowie die Auswertungsergebnisse 
unter Berücksichtigung der datenschutzrechtlichen Rege-
lungen zu veröffentlichen.

5.6.2	� Die bewilligende Stelle ist berechtigt, den Projekttitel, eine 
zusammenfassende Projektbeschreibung, Name und 
Anschrift des Zuwendungsempfängers und die Höhe der 
gewährten Zuwendung zu veröffentlichen. Die zusammen-
fassende Projektbeschreibung ist vom Zuwendungsemp-
fänger zum Zwecke der Veröffentlichung zur Verfügung zu 
stellen.

5.7	 Subventionserheblichkeit der Angaben

5.7.1	� Gemäß § 3 des Subventionsgesetzes in Verbindung mit 
dem Gesetz gegen missbräuchliche Inanspruchnahme von 
Subventionen des Landes Mecklenburg-Vorpommern ist 
der Subventionsnehmer verpflichtet, dem Subventionsge-
ber unverzüglich alle Tatsachen mitzuteilen, die der Bewil-
ligung, Gewährung, Weitergewährung, Inanspruchnahme 
oder dem Belassen der Subvention entgegenstehen oder für 
die Rückforderung der Subvention erheblich sind.

	� Dem Subventionsgeber ist auch rechtzeitig vorher anzuzei-
gen, wenn jemand einen Gegenstand oder eine Geldleis-
tung, deren Verwendung durch Gesetz oder durch den Sub-
ventionsgeber beschränkt ist, entgegen den Verwendungs-
beschränkungen verwenden will. Besonders bestehende 
Pflichten zur Offenbarung bleiben unberührt.
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5.7.2	� Tatsachen, die für die Bewilligung, Rückforderung, Weiter-
gewährung oder das Belassen der Zuwendung von Bedeu-
tung sind, sind subventionserheblich nach § 264 des Straf-
gesetzbuches. Zu den Tatsachen zählen die im Antrag, in 
ergänzend dazu vorgelegten Unterlagen, in Mittelabrufen 
und in Nachweisen und Berichten enthaltenen Angaben. 
Änderungen von subventionserheblichen Tatsachen sind 
der bewilligenden Stelle unverzüglich mitzuteilen.

5.8	 Einzelfallentscheidungen

	� In besonders begründeten Einzelfällen sind Ausnahmeent-
scheidungen von den vorstehenden Beschränkungen durch 
das Ministerium für Wirtschaft, Bau und Tourismus mög-
lich, sofern die Voraussetzungen der Verordnung (EU) 
Nr.  651/2014 eingehalten werden. Die Ausnahmegründe 
sind zu dokumentieren.

6	 Verfahren

6.1	 Antragsverfahren

6.1.1	� Anträge sind formgebunden an die bewilligende Stelle zu 
richten. Bewilligende Stelle ist die TBI Technologie-Bera-
tungs-Institut GmbH, Hagenower Straße 73, 19061 Schwe-
rin. Die Antragsformulare sind im Internet unter www.tbi-
mv.de abrufbar.

6.1.2	� Bei Verbundvorhaben ist von jedem Verbundpartner ein 
eigener Zuwendungsantrag auszufüllen und einzureichen.

6.2	 Bewilligungsverfahren

6.2.1	� Das Verfahren auf Beantragung von Zuwendungen soll 
innerhalb einer Frist von einem Jahr nach Antragseingang 
abgeschlossen werden. Anträge, die binnen dieser Frist 
durch Verschulden des Antragstellers nicht vervollständigt 
werden, sind im Regelfall abzulehnen. Sofern die Antrags-
unterlagen vollständig vorliegen, ist der Antrag innerhalb 
von sechs Monaten zu bescheiden.

6.2.2	� Die TBI GmbH kann zur Beurteilung besonderer Fälle 
externe, zur Vertraulichkeit verpflichtete Sachverständige 
einbeziehen.

6.3	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

6.3.1	� Abweichend von Nummer 1.4 der ANBest-P darf eine 
bewilligte Zuwendung nur insoweit und nicht eher angefor-
dert werden, als die förderfähigen Ausgaben bereits geleis-
tet worden sind. Die Auszahlung erfolgt auf der Grundlage 
bereits bezahlter Rechnungen.

6.3.2	� Mit der Mittelanforderung ist ein Nachweis der Einnahmen 
und Ausgaben vorzulegen. Für die Ausgaben ist eine Auf-
stellung der bezahlten Rechnungen einzureichen. Für nicht 
pauschalierte Ausgaben sind die Originalbelege einschließ-
lich des Nachweises der Bezahlung beizufügen. Für den 
Nachweis von pauschalierten Kosten sind die geleisteten 
Stunden durch Stunden- und Tätigkeitsnachweise zu bele-
gen. Die Originalbelege werden stichprobenweise geprüft.

6.3.3	� Die Mittelanforderung muss innerhalb des Bewilligungs-
zeitraums erfolgen und rechtsverbindlich unterzeichnet 
sein.

6.4	 Verwendungsnachweisverfahren

6.4.1	� Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht 
und einem zahlenmäßigen Nachweis. Ein gesonderter Zwi-
schennachweis ist abweichend von Nummer 6.1 der 
ANBest-P nicht erforderlich. Auf Anforderung der bewilli-
genden Stelle sind zusätzliche Unterlagen vorzulegen.

6.4.2	� Abweichend von den Nummern 6.1 und 6.5 der ANBest-P 
ist der Sachbericht bereits mit der letzten Mittelanforde-
rung einzureichen. Der Sachbericht dokumentiert das Pro-
jektergebnis und korrespondiert mit den getätigten Mit-
telanforderungen.

6.4.3	� Abweichend von Nummer 6.4 der ANBest-P dienen die 
Mittelanforderungen als zahlenmäßiger Nachweis.

6.5	 Verwertungsbericht

6.5.1	� Der Verwertungsbericht dient dem Nachweis der Nutzung 
der Projektergebnisse.

6.5.2	� Im Falle einer zeitlichen Bindung von drei Jahren ist der 
Verwertungsbericht zwei Jahre nach erfolgter Abschluss-
zahlung vorzulegen. Im Falle einer zeitlichen Bindung von 
fünf Jahren ist der Verwertungsbericht drei Jahre nach 
erfolgter Abschlusszahlung vorzulegen.

6.6	 Form

	� Mittelanforderungen, Verwendungsnachweise und Verwer-
tungsberichte sind formgebunden. Die zu verwendenden 
Vordrucke sind auf der Homepage der TBI Technologie-
Beratungs-Institut GmbH (www.tbi-mv.de) abrufbar.

6.7	 Widerruf

	� Zusätzlich zu Nummer 8.3 der ANBest-P kann ein Wider-
ruf für die Vergangenheit auch in Betracht kommen, wenn 
das Vorhaben eine wesentliche Änderung erfährt, der 
Zuwendungszweck nicht mehr erreicht werden kann, die 
geförderte Betriebsstätte oder Niederlassung ganz oder 
teilweise stillgelegt oder nach außerhalb der Landes Meck-
lenburg-Vorpommern verlegt wird, ein Insolvenzverfahren 
beantragt, eröffnet oder eingeleitet wird oder sonstige für 
die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände 
sich ändern oder wegfallen.

6.8	 Prüfungen

	� Nachfolgende Institutionen können Vorhaben, die im Rah-
men dieser Verwaltungsvorschrift gefördert werden, prü-
fen:

	 –	 der Europäische Rechnungshof,

	 –	 die Europäische Kommission,
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	 –	 der Landesrechnungshof,

	 –	� die gemeinsame Verwaltungsbehörde, die EFRE-Fonds-
verwaltung, die EFRE-Bescheinigungsbehörde, die 
EFRE-Prüfbehörde,

	 –	 die bewilligende Stelle,

	 –	� weitere von diesen zu Prüfungszwecken beauftragte 
Stellen.

6.9	 Zu beachtende Vorschriften

	� Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhe-
bung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung 
der gewährten Zuwendung gelten die Verwaltungsvor-
schriften zu § 44 der Landeshaushaltsordnung Mecklen-
burg-Vorpommern, soweit nicht in dieser Verwaltungsvor-
schrift Abweichungen zugelassen sind, und das Landesver-
waltungsverfahrensgesetz.

7	 Anlagen

	� Die Anlagen 1 bis 5 sind Bestandteil dieser Verwaltungs-
vorschrift.

8	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

	� Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Veröf-
fentlichung in Kraft und am 31. Dezember 2023 außer 
Kraft.

AmtsBl. M-V 2015 S. 170 
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Anlage 1 
(zu Nummer 1.4) 

 
Begriffsbestimmungen 

 

Kleine und mittlere 
Unternehmen 

Unternehmen im Sinne des Anhangs I zur Verordnung (EU)  
Nr. 651/2014 

Große Unternehmen Unternehmen, die nicht unter die Definition eines kleinen oder mittleren 
Unternehmens fallen 

Unternehmen in 
Schwierigkeiten 

Unternehmen im Sinne von Artikel 2 Absatz 18 der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 

Industrielle Forschung 

Planmäßiges Forschen oder kritisches Erforschen zur Gewinnung neuer 
Kenntnisse und Fertigkeiten mit dem Ziel, neue Produkte, Verfahren 
oder Dienstleistungen zu entwickeln oder wesentliche Verbesserungen 
bei bestehenden Produkten, Verfahren oder Dienstleistungen 
herbeizuführen; hierzu zählen auch die Entwicklung von Teilen 
komplexer Systeme und unter Umständen auch der Bau von Prototypen 
in einer Laborumgebung oder in einer Umgebung mit simulierten 
Schnittstellen zu bestehenden Systemen wie auch von Pilotlinien, wenn 
dies für die industrielle Forschung und insbesondere die Validierung von 
technologischen Grundlagen notwendig ist. 

Experimentelle 
Entwicklung 

Erwerb, Kombination, Gestaltung und Nutzung vorhandener 
wissenschaftlicher, technischer, wirtschaftlicher und sonstiger 
einschlägiger Kenntnisse und Fertigkeiten mit dem Ziel, neue oder 
verbesserte Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen zu entwickeln; 
dazu zählen zum Beispiel auch Tätigkeiten zur Konzeption, Planung und 
Dokumentation neuer Produkte, Verfahren und Dienstleistungen. 
 
Die experimentelle Entwicklung kann die Entwicklung von Prototypen, 
Demonstrationsmaßnahmen, Pilotprojekte sowie die Erprobung und 
Validierung neuer oder verbesserter Produkte, Verfahren und 
Dienstleistungen in einem für die realen Einsatzbedingungen 
repräsentativen Umfeld umfassen, wenn das Hauptziel dieser 
Maßnahmen darin besteht, im Wesentlichen noch nicht feststehende 
Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen weiter zu verbessern; die 
experimentelle Entwicklung kann die Entwicklung von kommerziell 
nutzbaren Prototypen und Pilotprojekten einschließen, wenn es sich 
dabei zwangsläufig um das kommerzielle Endprodukt handelt und 
dessen Herstellung allein für Demonstrations- und Validierungszwecke 
zu teuer wäre; 
 
Die experimentelle Entwicklung umfasst keine routinemäßigen oder 
regelmäßigen Änderungen an bestehenden Produkten, Produktionslinien, 
Produktionsverfahren, Dienstleistungen oder anderen laufenden 
betrieblichen Prozessen, selbst wenn diese Änderungen Verbesserungen 
darstellen sollten. 
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Wirksame 
Zusammenarbeit 

Die arbeitsteilige Zusammenarbeit von mindestens zwei unabhängigen 
Partnern mit Blick auf einen Wissens- oder Technologieaustausch oder 
auf ein gemeinsames Ziel, wobei die Partner den Gegenstand des 
Verbundprojekts gemeinsam festlegen, einen Beitrag zu seiner 
Durchführung leisten und seine Risiken und Ergebnisse teilen; 
Auftragsforschung und die Erbringung von Forschungsleistungen gelten 
nicht als Formen der Zusammenarbeit. 

Verbundene 
Unternehmen 

Unternehmen im Sinne von Artikel 3 Absatz 3 des Anhangs I zur 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 

Verpartnerte 
Unternehmen 

Unternehmen im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 des Anhangs I zur 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 

Über natürliche 
Personen verflochtene 
Unternehmen 

Unternehmen im Sinne von Artikel 3 Absatz 3 Satz 4 des Anhangs I zur 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 
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Anlage 2 

(zu den Nummern 2.2 und 4.1.2 Buchstabe a) 
 

Zuwendungsfähige Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten 
 
 

Technologie-Reifegrad Beschreibung des Reifegrades Level FuE-
Kategorie  

Die konkrete 
Technologie hat sich 
durch erfolgreichen 
Einsatz im betrieblichen 
Rahmen bewährt 

Konkrete Anwendung der Technologie in ihrer 
endgültigen Form und unter Realbedingungen, 
wie z. B. bei Funktionstests und betrieblichen 
Bewertungen. Zu den Aktivitäten gehört die 
Nutzung der Innovation unter 
Betriebsbedingungen. 
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Die konkrete 
Technologie ist fertig 
gestellt und wird durch 
Tests und 
Demonstrationen für 
geeignet befunden 

Technologie hat sich dahingehend bewährt, dass 
sie in ihrer endgültigen Form und unter den 
voraussichtlichen Bedingungen funktioniert. Zu 
den Aktivitäten gehören Entwicklungstests und 
/-bewertungen, ob sie die betrieblichen 
Anforderungen erfüllt. 
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Der Prototyp ist zur 
Demonstration in einer 
adäquaten betrieblichen 
Umgebung bereit 

Prototyp/Technologie hat den geplanten 
betrieblichen Reifegrad erreicht und ist zur 
Demonstration in einer betrieblichen Umgebung 
bereit. Zu den Aktivitäten gehören Feldversuche 
des Prototyps. 

7 

Demonstration des 
System-/Teilsystem-
Modells oder -Prototyps 
in einer simulierten 
Umgebung 

Modell oder Prototyp/Technologie, das/ der/ die 
nahezu die erwünschte Konfiguration darstellt. Zu 
den Aktivitäten gehören Tests in einer simulierten 
betrieblichen Umgebung oder einem Labor. 

6 

Bestandteil und/oder 
Validierung in einer 
simulierten Umgebung 

Grundlegende technologische Bestandteile 
werden zum Testen in eine simulierte Umgebung 
eingebunden. Zu den Aktivitäten gehört die 
Einbindung von Bestandteilen in den 
Laborbetrieb. 

5 

Bestandteil und/oder 
Validierung in einer 
Laborumgebung 

Grundlegende technologische Bestandteile 
werden eingebunden, um nachzuweisen, dass sie 
zusammen funktionieren. Zu den Aktivitäten ge-
hört die Einbindung von „Ad hoc"-Hardware in 
den Laborbetrieb. 
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Analytische und 
experimentelle kritische 
Funktion und/oder 
Machbarkeitsnachweis 
[proof of concept] 

Aktive Forschung und Entwicklung wird eingelei-
tet. Dazu gehören analytische Untersuchungen 
und/oder Laboruntersuchungen. Zu den Aktivitä-
ten können Bestandteile gehören, die noch nicht 
integriert oder noch nicht repräsentativ sind. 

3 

Technologiekonzept 
und/oder Anwendung 
wird formuliert 

Die Erfindung entsteht. Sobald Grundprinzipien 
festgestellt sind, können praktische Anwendungen 
erfunden werden. Die Aktivitäten sind auf 
analytische Untersuchungen beschränkt. 

2   

Die Grundprinzipien des 
Konzepts werden 
festgestellt und 
dokumentiert 

Die wissenschaftliche Forschung beginnt. Sie 
wird dann in die angewandte Forschung und 
Entwicklung überführt. Zu den Aktivitäten 
können Studien zu grundlegenden Eigenschaften 
einer Technologie gehören. 
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Anlage 3 
(zu den Nummern 4.1.3, 4.2.3, 4.3.3, 4.4.3 und 4.5.3) 

 
 

Zuwendungsfähige Ausgaben 
 
 
 

FuE-Vorhaben 

Unternehmen 
a) Personalausgaben, zzgl. Pauschalsatz für projektbezo-

gene Gemeinkosten von 25 % auf die Personalausgaben 
b) Instrumente und Ausrüstung ab einem Artikelwert von 

25 000 Euro 
c) Ausgaben für Auftragsforschung und technisches Wis-

sen 
d) Sonstige Ausgaben für Material ab einem Artikelwert von 

1 000 Euro sowie sonstige Dienstleistungen ab einem 
Auftragswert von 1 000 Euro 

 
Forschungseinrichtungen 
a) Personalausgaben, zzgl. Pauschalsatz für projektbezo-

gene Gemeinkosten von 25 % auf die Personalausgaben 
b) Instrumente und Ausrüstung ab einem Artikelwert von 

25 000 Euro 
c) Ausgaben für technisches Wissen von Dritten (in be-

gründeten Ausnahmefällen) 

Durchführbarkeitsstudien 
a) Personalausgaben, zzgl. Pauschalsatz für projektbezo-

gene Gemeinkosten von 25 % auf die Personalausgaben 
b) Ausgaben für externe Studienersteller 

Anmeldung von Schutz-
rechten 

Anwaltskosten, Patentgebühren, Ausgaben für Übersetzun-
gen und Recherchen 

Innovationsberatungs-
dienste und innovations-
unterstützende Dienst-
leistungen 

a) Personalausgaben, zzgl. Pauschalsatz für projektbezo-
gene Gemeinkosten von 25 % auf die Personalausgaben 

b) Ausgaben für die Nutzung von Laboratorien, Nutzung 
von Maschinen und Anlagen für die Durchführung von 
Tests einschließlich der erforderlichen Testmaterialien 

Prozessinnovationen 

a) Personalausgaben, zzgl. Pauschalsatz für projektbezo-
gene Gemeinkosten von 25 % auf die Personalausga-
ben 

b) Ausgaben für Auftragsforschung und technisches Wis-
sen 

c) sonstige Ausgaben für Material ab einem Artikelwert von 
1 000 Euro 
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Anlage 4 
(zu den Nummern 4.1.3, 4.2.3, 4.3.3, 4.4.3 und 4.5.3) 

 
 

Zuwendungshöchstintensitäten 
 
 
 

Förderprogramme kleine Unter-
nehmen 

mittlere Un-
ternehmen 

große Unter-
nehmen 

Einzelbetriebliches 
FuE-Vorhaben    

Industrielle Forschung 
- einzelbetriebliches Vorhaben 70 % 60 % 50 % 

Experimentelle Entwicklung 
- einzelbetriebliches Vorhaben 45 % 35 % 25 % 

Maximale Zuwendung 1 500 000 Euro 

FuE-Verbundvorhaben    

Industrielle Forschung 
- Verbund 80 % 75 % 65 % 

Experimentelle Entwicklung 
- Verbund 60 % 50 % 40 % 

Maximale Zuwendung 2 000 000 Euro für das Gesamtvorhaben 

Durchführbarkeitsstudien 
60 % 50 % 40 % 

höchstens 100 000 Euro 

Anmeldung von Schutzrechten 
50 % 

--- 
höchstens 50 000 Euro 

Innovationsberatungsdienste und 
innovationsunterstützende Dienst-
leistungen 

50 % 

--- höchstens 200 000 Euro 
innerhalb von 3 Jahren 

Prozessinnovationen 
50 % 15 % 

höchstens 200 000 Euro pro Unternehmen 
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Anlage 5 
(zu Nummer 4.1.3 Buchstabe i) 

 
Qualifikationsstufen zur Ermittlung von Personalausgaben 

der Forschungseinrichtungen 
 
 
 
 
 
Personenkategorien Erläuterungen 
Professoren  

Nachwuchsgruppenleiter  

Postdoktoranden und 
Vergleichbare 

Promoviertes Personal oder sonstige wissen-
schaftliche Beschäftigte ohne Promotionsab-
sicht mit mindestens 3-jähriger Berufserfahrung 
(universitäres Diplom oder Masterabschluss 
Uni/FH) 

Ärztliche wissenschaftliche 
Mitarbeiter 

Beschäftigte, die nach TV-Ä vergütet werden 
(einschließlich Rotationsstellen/Gerokstellen) 

Doktoranden und Vergleichbare 

Promovierende oder sonstige wissenschaftliche 
Beschäftigte ohne Promotionsabsicht mit weni-
ger als 3 Jahren Berufserfahrung (universitäres 
Diplom oder Masterabschluss Uni/FH) 

Sonstige wissenschaftliche 
Mitarbeiter Beschäftigte mit Bachelor-Abschluss Uni/FH 

Nichtwissenschaftliche 
Mitarbeiter 

Sonstige technische oder administrative Be-
schäftigte mit tarifgebundenem Arbeitsvertrag, 
wie zum Beispiel Technische Assistenz, Labor- 
und Werkstattpersonal 

Sonstige Personalmittel  

Studentische Hilfskräfte 

Wissenschaftliche Hilfskräfte (Bachelor) 
Wissenschaftliche Hilfskräfte (Master) 

 
 
 
Hinweis: 
 
Die anrechenbaren Stundensätze für Personal von Forschungseinrichtungen werden 
entsprechend den von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) veröffentlich-
ten Personalmittelsätzen festgesetzt. Die Anpassung der Stundensätze erfolgt nach 
den Veröffentlichungen der DFG. 
 




